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Analyse

Die Beziehungen der Europäischen Union zur Ukraine
Von Katrin Böttger, Universität Tübingen

Zusammenfassung
Die Europäische Union zieht einen Beitritt der Ukraine derzeit nicht in Betracht. Neben der kontinuierli-
chen Entwicklung der bilateralen Beziehungen sind die Gründe der EU, die Ukraine in die ENP einzubin-
den statt eine Beitrittsperspektive zu entwickeln vor allem im Inneren der EU zu suchen. Insbesondere wirkt 
sich hier die Erweiterungsmüdigkeit in Brüssel aber auch in den Mitgliedstaaten sowie der aufgrund der ver-
vielfachten Veto-Möglichkeiten von 27 Mitgliedstaaten unwahrscheinlicher werdende Erfolg weiterer Bei-
trittsprozesse aus. 

Analyse
Die Erweiterungspolitik der Europäischen Union (EU) 
wird gemeinhin als ihr erfolgreichstes außenpoliti-
sches Instrument angesehen. Dennoch wurde sie für 
die Ukraine von Seiten der EU im Gegensatz zu den 
Balkanstaaten und der Türkei bisher nicht ernsthaft in 
Betracht gezogen. 

Die Befürworter eines Ukraine-Beitritts in die EU, 
unter anderem die polnische Regierung, argumentieren 
zumeist mit den historischen, geographischen, kulturel-
len und religiösen Bindungen der Ukraine an Europa. 
Dabei vergleichen sie die Position der Ukraine häufi g 
mit jener der Türkei, die unter Verwendung der oben 
genannten Kriterien als weniger europäisch gilt und 
dennoch Beitrittskandidat ist. Damit verfolgen Befür-
worter eines Ukraine-Beitritts gegenüber der EU eine 
ähnliche Strategie wie die mittelosteuropäischen Staa-
ten (MOE-Staaten) Anfang der 1990er Jahre, als diese 
die EU mit ihrer moralischen Argumentationsweise 
politisch unter Druck setzten und eine positive Ant-
wort auf ihr Beitrittsgesuch provozierten. 

Diese Strategie funktioniert bei der Ukraine jedoch 
bisher nicht. Auch die hiermit verbundene Frage 
»Warum die Türkei und die Ukraine nicht?« vergrö-
ßert nicht das Verständnis dafür, warum die Zusam-
menarbeit der EU mit der Ukraine sich auf die Euro-
päische Nachbarschaftspolitik (ENP) beschränkt. Fak-
toren, die gegen eine Aufnahme der Ukraine in die EU 
sprechen könnten, wie die Größe des Landes und die 
mangelnde Absicherung ihrer östlichen Grenze, gelten 
in vergleichbarer Weise auch für die Türkei und können 
somit als Argumente gegen den Kandidatenstatus aus-
gehebelt werden. Warum also hat sich die EU für die 
Ukraine bisher nicht für die Erweiterungspolitik und 
damit eine Beitrittsperspektive entschieden? 

Die Erweiterungspolitik wird im Wesentlichen 
verwendet, um in der Nachbarschaft der EU für Sta-
bilität zu sorgen und wirtschaftliche und politische 

Transformations prozesse zu unterstützen. Diese Ziele 
verfolgt die EU auch gegenüber der Ukraine, jedoch 
hat sie hier andere Instrumente verwendet. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig, zwei Aspekte erscheinen mir 
jedoch von besonderer Bedeutung.

Dies ist zum einen die Entwicklung der EU-
Ukraine-Beziehungen seit der ukrainischen Unabhän-
gigkeit 1991, die bereits zu einer gewissen Stabilität 
geführt haben. Zum anderen ist es die Entscheidungs-
struktur der EU, die in Zusammenhang mit der Erwei-
terungsmüdigkeit in der EU weitere Beitritte mit Aus-
nahme Kroatiens auf absehbare Zeit unwahrscheinlich 
erscheinen lässt. Diese Aspekte führen dazu, dass die 
EU zurzeit keine Aufnahme der Ukraine anstrebt.

Die Entwicklung der 
EU-Ukraine-Beziehungen
Während seit der ersten Hälfte der 1990er Jahre ent-
scheidende Weichenstellungen für den EU-Beitritt der 
mittelosteuropäischen Staaten vorgenommen wurden, 
hat es auch für die Ukraine und ihre Beziehungen zur 
EU entscheidende Schritte gegeben. Diese waren jedoch 
nicht auf eine zukünftige EU-Mitgliedschaft ausgerich-
tet wie es bei den mittelosteuropäischen Staaten der Fall 
war und mündeten in der Entstehung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik. 

Eine wichtige Etappe in den Beziehungen waren 
die Verträge, die von der EU mit den jeweiligen Staaten 
geschlossen wurden. Die mittelosteuropäischen Staaten 
(Polen und Ungarn) schlossen Anfang der 1990er Jahre 
mit der EU Europaabkommen (Assoziierungsabkom-
men mit dem Ziel der EU-Mitgliedschaft) ab, die eine 
Heranführungsstrategie zur Übernahme des Gemein-
samen Besitzstandes (acquis communautaire) beinhal-
teten und auf Teilhabe der MOE-Staaten am Integra-
tionsprozess abzielten. Zwischen den osteuropäischen 
Staaten und der EU wurden hingegen Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommen (PKA) geschlossen, die 
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für eine Kooperation mit Drittstaaten ausgelegt sind. 
Diese waren auch im Sinne der multivektoralen Außen-
politik, welche die Ukraine in der ersten Hälfte der 
1990er Jahre betrieb. Sie zielte hiermit auf eine gute 
Zusammenarbeit sowohl mit ihren westlichen als auch 
mit ihren östlichen Nachbarn ab. 

Während die MOE-Staaten somit bereits von 
Beginn der Verhandlungen der Europaabkommen 
auf einer Mitgliedschaftsperspektive und damit einer 
»Rückkehr nach Europa« bestanden und die EU dahin-
gehend moralisch unter Druck setzten, galt diese Per-
spektive für die EU-Ukraine-Beziehungen nicht. Das 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwischen 
der EU und der Ukraine von 1994, das erst vier Jahre 
später (also 1998) in Kraft trat, enthält deshalb keine 
solche Mitgliedschaftsperspektive. Obgleich die Ver-
handlungen für ein Nachfolgeabkommen im März 
2007 begonnen wurden, regelt es bis heute formal 
die Beziehungen der Ukraine zur EU. Somit beweg-
ten sich die Beziehungen der EU zu den osteuropäi-
schen Staaten schon damals nicht in Richtung einer 
Aufnahme in die EU. Diese Entscheidung wirkt in der 
Zusammenarbeit zwischen der EU und der Ukraine 
bis heute nach.

Als die Ukraine in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre unter Präsident Leonid Kutschma die Annähe-
rung an die EU stärker ins Visier nahm und sogar den 
Beitritt zur EU als politisches Ziel formulierte, wurde 
dies in der EU nicht ernst genommen. Bis heute ist 
ungeklärt, ob es sich bei diesen Annäherungen der 
Ukraine um geopolitische Erwägungen handelte oder 
um eine politische Zielrichtung. Der Umstand, dass 
die Ukraine – z.B. mit einem präsidentiellen Erlass 
vom 11.06.1998 – die Nachbesserung der staatlichen 
Politik anstrebte, um bis 2007 für den EU-Beitritt 
vorbereitet zu sein, spräche dafür, dass ein Beitritt 
ernsthaft angestrebt wurde. Jedoch scheiterte der Ver-
such Kutschmas, in den mittelosteuropäischen Staaten 
Unterstützung zu erhalten. Diese Länder befürchteten 
eine Verlangsamung ihres eigenen Annäherungspro-
zesses an die EU durch die Ukraine, die damals wie 
heute wesentlich im Transformationsprozess zurück-
lag.

Mit Beginn der Beitrittsverhandlungen der mit-
telosteuropäischen Staaten 1998 setzten sich Polens 
Regierung und insbesondere Außenminister Bronislaw 
Geremek stark für die Annäherung der Ukraine an die 
Europäische Union ein. Zu diesem Zeitpunkt jedoch 
waren die Ressourcen der EU in den Beitrittsverhand-
lungen mit den MOE-Staaten gebunden, so dass man 
sich nicht intensiv mit dem Anliegen der Ukraine 
befasste. Dies wurde insbesondere beim Gipfel von 
Helsinki im Jahre 1999 deutlich. Hier beschlossen 
die Minister der EU-Mitgliedstaaten, die Beitrittsver-

handlungen auch mit den restlichen sechs mittelost-
europäischen Staaten zu beginnen, so dass sich eine 
so genannte Big Bang-Erweiterung (d.h. eine Erwei-
terung um alle zehn mittel-osteuropäischen und die 
beiden Mittelmeer-Kandidaten Zypern und Malta) 
abzeichnete. Nachdem auch die Türkei in Helsinki 
den Kandidatenstatus erhielt (die Verhandlungen wur-
den 2005 eröff net), kam es bei einigen Mitgliedstaaten 
zu einer politischen Gegenreaktion. Auch in der EU-
Kommission gewann der Eindruck, dass das erfolg-
reiche Instrument Erweiterung nicht beliebig weiter 
eingesetzt werden könnte, zunehmend Befürworter. 
So kam es zu einer Erweiterungsmüdigkeit in Brüs-
sel und auch in den Mitgliedstaaten. Diese führte im 
Jahr 2005 zu einer Verfassungsänderung in Frankreich, 
nach der verbindliche Referenden für alle Erweiterun-
gen der EU vorgeschrieben sind. Diese Entscheidung 
zielte zwar auf die Türkei ab, gilt aber genauso für alle 
anderen zukünftigen Kandidaten. Auch die österrei-
chische Regierung hat ein Referendum über einen Bei-
tritt der Türkei angekündigt. 

Zugleich wurde für die Ukraine eine Gemeinsame 
Strategie im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) beschlossen, die auch orga-
nisatorisch von der Erweiterung abgetrennt in Kapi-
tel  V (Außenbeziehungen) behandelt wurde. 

Erst ab 2001 befasste sich die Europäische Union 
intensiv mit der Ukraine, da sich die Osterweiterung 
unmittelbar abzeichnete und die Ukraine als zukünfti-
ger direkter Nachbar in den Fokus des Interesses rückte. 
Nun wurde der Bedarf für eine neue Politik gegenüber 
den drei – mit Russland vier – östlichen Nachbarn gese-
hen. Dieser Bedarf basierte auf unterschiedlichen Per-
spektiven auf die östlichen Nachbarn. Während die 
deutsche Regierung die ökonomischen Aspekte hervor-
hob und sich mit ihrer »Russia fi rst«-Politik vor allem 
auf die Sicherung der Energieversorgung konzentrierte, 
setzte sich Polen – bereits vor seiner EU-Mitgliedschaft 

– vor allem für seine direkten Nachbarn, insbesondere 
die Ukraine ein. 

Die schwedische Regierung äußerte die Notwendig-
keit, nicht nur über die osteuropäischen Staaten, son-
dern auch über die Beziehungen zu allen Nachbarn von 
»Russland bis Marokko« nachzudenken. Mit dieser Wei-
tung des Fokus, der sich in der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik (ENP) wieder fi ndet, wurde zugleich eine 
Beitrittsperspektive für die Ukraine unwahrscheinlicher. 
Jedoch bleibt die ENP bezüglich der Beitrittsperspek-
tive vage. Die Frage, ob ein Beitritt das langfristige Ziel 
der ENP ist oder nicht, bleibt ungelöst. Dieses para-
doxe Situation führt zu Unsicherheiten bei allen Betei-
ligten und spiegelt sich auch in der Ausgestaltung der 
Unterstützung knapp unterhalb der Beitrittsperspek-
tive für die Ukraine wider.
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Die Entscheidungsstruktur der 
Europäischen Union
Die EU-Entscheidungsstruktur, die bei den Verhand-
lungen zu einer Erweiterung der EU und schließlich im 
Beitrittsprozess greift, lässt ebenfalls eine Beitrittsper-
spektive für die Ukraine auf absehbare Zeit als unwahr-
scheinlich erscheinen.

Von Bedeutung ist hier zunächst der Ablauf der 
Beitrittsverhandlungen, welcher Auswirkungen auf 
die Entscheidung um eine Erweiterung der Europäi-
schen Union hat. Von EU-Seite wird häufi g das Argu-
ment vorgebracht, dass die innere Struktur der EU für 
neue Erweiterungen nicht gewappnet sei. Diese Aufnah-
mefähigkeit ist neben politischen, ökonomischen und 
rechtlichen Anforderungen Teil der Kopenhagener Kri-
terien. Sie müsste auch bei einem Beitritt der Ukraine 
erfüllt werden. Natürlich könnte man argumentieren, 
dass es nur eine Frage des Willens – aber eben eines ein-
heitlichen Willens in der EU – ist, in welcher Geschwin-
digkeit diese inneren Strukturen soweit reformiert wer-
den könnten, dass die Voraussetzungen für ein EU-Mit-
glied Ukraine geschaff en würden. Jedoch hat bereits die 
EU-Osterweiterung gezeigt, dass solche Strukturrefor-
men trotz des damaligen langen Vorlaufs von 14 Jah-
ren nur schwer durchzusetzen sind. Selbst im letzten 
Anlauf, beim Vertrag von Nizza, wurden nicht alle Fra-
gen geklärt oder es wurden lediglich kurzfristige Kom-
promisse vereinbart. Bei diesen Verhandlungen im Jahr 
2000 waren die alten Mitgliedstaaten nicht bereit, ihre 
Position und ihre Privilegien zugunsten einer entschei-
dungs- und aufnahmefähigen Union aufzugeben. Die 
Zahl der Veto-Möglichkeiten hat sich in einer EU mit 
27 Mitgliedstaaten vervielfacht. 

Ein weiterer Grund für die Zögerlichkeit ist der 
Umstand, dass Erweiterung und Vertiefung in einem 
engen Zusammenhang stehen. Jedoch gehen die Mei-
nungen darüber auseinander: Befördern sich Vertie-
fung und Erweiterung gegenseitig oder schließen sie 
sich gegenseitig aus? 

Nicht nur Th emen, die in direktem Zusammen-
hang zu Erweiterungen stehen, beeinträchtigen Bei-
tritte und Beitrittsverhandlungen. Auch andere wich-
tige Felder der EU-Agenda haben indirekt Einfl uss auf 
die Beitrittsperspektive. Hierzu zählen Budgetverhand-
lungen oder Parlamentswahlen, welche die Entschei-
dungsfi ndung in der EU in anderen Politikbereichen 
blockieren und die personellen und fi nanziellen Res-
sourcen binden.

Bei der EU-Osterweiterung 2004/2007 dauerte der 
Aufnahmeprozess den damaligen Beitrittskandidaten zu 
lange, nachdem ihnen der Beitritt von Seiten Deutsch-
lands und Frankreichs bereits für das Jahr 2000 in Aus-
sicht gestellt worden war. So entstand z.B. auf polnischer 
Seite der Eindruck, der Beitritt sei immer zwei Jahre ent-

fernt. Jedoch gilt es zu bedenken, dass es in der Struk-
tur der EU für Entscheidungen, die auf den EU-Gip-
feln getroff en werden, nur bestimmte Zeitfenster gibt, 
in denen ein Beitrittsprozess begonnen und auch abge-
schlossen werden kann. 

Hinzu kommt, dass die EU-Erweiterungspolitik 
von asymmetrischen Verhandlungen gekennzeichnet 
ist, bei denen die EU am längeren Hebel sitzt. Somit 
haben die Beitrittskandidaten nur begrenzten Einfl uss 
auf die Geschwindigkeit der Verhandlungen. Sie sind 
vielmehr dem Prinzip der Konditionalität unterwor-
fen, das die fi nanzielle und politische Unterstützung 
an die Umsetzung bestimmter Vorgaben koppelt. So 
muss jedes der 31 Kapitel des Gemeinsamen Besitz-
standes in den Beitrittsverhandlungen einzeln bearbei-
tet und einstimmig beschlossen werden. Dementspre-
chend erscheint es aus heutiger Perspektive unwahr-
scheinlich, dass noch weitere Länder außer Kroatien 
Mitglieder der EU werden. 

Fazit
Die Europäische Union zieht einen Beitritt der Ukraine 
derzeit nicht in Betracht. Dies liegt daran, dass die 
Außenpolitik der EU, zu der die Erweiterungspolitik 
ebenso zählt wie die Europäische Nachbarschaftspolitik, 
interessengeleitet ist und Stabilität exportieren möchte. 
Da in der Ukraine zurzeit im Vergleich z.B. mit den 
Staaten des westlichen Balkans eine relative Stabilität 
erreicht ist, geht es für die EU vor allem darum, den 
weiteren Prozess zu begleiten. Nur einmal, unmittelbar 
nach der Orangen Revolution im Dezember 2004 war 
eine langfristige Beitrittsperspektive von einigen Mit-
gliedstaaten und einer größeren Gruppe EU-Parlamen-
tarier in Betracht gezogen worden. Neben der kontinu-
ierlichen Entwicklung der EU-Ukraine-Beziehungen 
sind die Gründe der EU, die Ukraine in die ENP ein-
zubinden vor allem im Inneren der EU zu suchen. Ins-
besondere wirkt sich hier die Erweiterungsmüdigkeit 
in Brüssel aber auch in den Mitgliedstaaten sowie der 
aufgrund der vervielfachten Veto-Möglichkeiten von 27 
Mitgliedstaaten unwahrscheinlicher werdende Erfolg 
weiterer Beitrittsprozesse aus. 

Besonders problematisch ist jedoch der Umstand, 
dass die Ukraine in der Zusammenarbeit mit der EU 
im Rahmen der ENP regelmäßig mit dem Vergleich 
zur Erweiterungspolitik konfrontiert ist. Da die Kom-
mission bei ihren Planungen der ENP insbesondere 
im Bezug auf die Konditionalität stark auf die Instru-
mente der Erweiterung zurückgriff , drängt sich dieser 
Vergleich, bei dem die ENP für die Ukraine jedoch 
schlechter abschneidet, auf.

Es bleibt festzuhalten, dass die Aussicht auf einen 
Beitritt eine politische Willensentscheidung der EU-
Mitgliedstaaten bleibt. Obwohl die Konditionalität 
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den Kopenhagener Beitrittskriterien den Anschein von 
Objektivität gibt, haben wir es lediglich mit objektivie-
renden Kriterien zu tun.

Zugleich bedeutet die Entscheidung der EU, die 
Beziehungen zur Ukraine in der ENP zu regeln nicht, 
dass es niemals zu einer Beitrittskandidatur kommen 
wird. Beleg hierfür ist die Entwicklung der Beziehun-
gen der EU zu den Balkanstaaten. Auch diese verfüg-
ten ursprünglich nur über Partnerschafts- und Koope-
rationsabkommen. Diese wurden jedoch anlässlich 
einer Beitrittsperspektive zu Assoziationsabkommen 
umgewandelt. Zwei wichtige Unterschiede sind jedoch 

zu bedenken, zum einen die Größe der Ukraine und 
zum anderen der Umstand, dass sie direkt an Russ-
land grenzt.

Wenn jedoch die aufgezeigte Entwicklung der Bezie-
hungen und die gewonnenen Erkenntnisse über die EU-
Entscheidungsstruktur berücksichtigt werden, bestehen 
meiner Ansicht nach gute Chancen auf ein gegenseiti-
ges Verständnis der handelnden Akteure und daraus fol-
gend größere Chancen auf verbesserte bilaterale Bezie-
hungen mit einem von beiden Seiten gleichermaßen 
erwünschten Kooperationsstatus.
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Chronik

Wichtige Etappen der EU-Ukraine-Beziehungen
1993 Eröff nung der Delegation der EU-Kommission in Kiew
1994 Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und 

ihren Mitgliedstaaten, und der Ukraine (PKA)
1998 PKA tritt in Kraft
1999 Gemeinsame Strategie der Europäischen Union für die Ukraine im Rahmen der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik
2003 Mitteilung der EU-Kommission »Größeres Europa – Nachbarschaft: Ein neuer Rahmen 

für die Beziehungen der EU zu ihren östlichen und südlichen Nachbarn« als Grundlage der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik

2004 Einführung der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP)
2005 EU-Ukraine Aktionsplan 
2005 Start der EU Border Assistance Mission (EUBAM) zwischen der Ukraine und Moldau
2006 Fortschrittsbericht zur Umsetzung der Europäischen Nachbarschaftspolitik
2007 Überarbeiteter EU-Ukraine Aktionsplan über Freiheit, Sicherheit und Recht – 

Herausforderungen und strategische Ziele
2007 Beginn der Verhandlungen für ein neues erweitertes Abkommen (Nachfolge des 2008 

auslaufenden PKA)
2007–2013 Finanzierung der Europäischen Nachbarschaftspolitik durch das Europäische Nachbarschafts- 

und Partnerschaftsinstrument (ENPI)


